Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2054 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Verbesserungen der gesetzlichen Unfallversicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

In der Unfallversicherung werden zu den 
Renten für Unfälle, die sich vor dem 
1. Januar 1955 ereignet haben, Zuschläge 
gezahlt. 

§ 2 

(1) Die Zuschläge werden in Hundert- 
sätzen der Rente berechnet. 

(2) Als Zuschlag ist der Hundertsatz fest- 
zustellen, um den der auf der Grundlage des 
Arbeitsverdienstes des Jahres 1955 erredinete 
Jahresarbeitsverdienst eines gleichartigen, in 
der Erwerbsfähigkeit nicht beschränkten 
Versicherten in dem Betrieb, in dem sich der 
Unfall ereignet hat, höher ist als der der 
Rentenberechnung zugrunde liegende Jahres- 
arbeitsverdienst. 

(3) Der Versicherungsträger kann den Zu- 
schlag nach der Berechnungsart des Ab- 
satzes 2 auch für Gruppen von Versicherten 
gleicher Beschäftigungsart einheitlich fest- 
setzen. Dabei treten an idie Stelle der für den 
Einzelfall maßgebenden Jahresarbeitsver- 
dienste deren durchschnittliche Werte für 
die Gruppe. Der Versicherungsträger bedarf 
hierzu der Zustimmung der Aufsichts- 
behörde. 

(4) Die Zuschläge werden nach oben ab- 
gerundet. 


§3 

(1) Die Kinderzulagen (§ 559 b der Reichs- 
versicherungsordnung) werden in der Weise 
erhöht, daß für jedes zulagenberechtigte 
Kind als Zuschlag 10 vom Hundert des Zu- 
schlags zur Rente zu zahlen sind. 

(2) Für die Berechnung der Höchstgrenze 
der Hinterbliebenenrente nach § 595 der 
Reichsversicherungsordnung werden die Zu- 
schläge nicht berücksichtigt. 

§4 

Die im § 4 des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Un- 
fallversicherung und zur Überleitung des 
Unfallversicherungsrechtes im Lande Berlin 
vom 29. April 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 253) festgesetzte Höchstgrenze der Ver- 
letztenrente wird auf 325 Deutsche Mark er- 
höht. 

§ 5 

Die im § 5 des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung und zur Überleitung des Un- 
fallversicherungsrechtes im Lande Berlin fest- 
gesetzte Höchstgrenze für die Witwenrente 
wird auf 200 Deutsche Mark, für die übrigen 
Hinterbliebenen auf 100 Deutsche Mark er- 
höht. 

§ 6 

(1) Im § 6 Albs. 1 des Gesetzes über Zu- 
lagen und Mindestleistungen in der gesetz- 
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liehen Unfallversicherung und zur Über- 
leitung des Unfallversicherungsrechtes im 
Lande Berlin sind an Stelle von „90 Deutsche 
Mark“ zu setzen „120 Deutsche Mark“; im 
Absatz 2 an Stelle von „54 Deutsche Mark“ 
„75 Deutsche Mark“, an Stelle von 
„40 Deutsche Mark“ „55 Deutsche Mark“. 

(2) Das Tagegeld der Unfallversicherung 
nach § 559 e Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung beträgt mindestens eine Deutsche 
Mark. 

5 7 

Beim Zusammentreffen von Renten der 
Unfallversicherung und der Rentenversiche- 
rungen kommen die §§ 1274 und 1275 der 
Reichsversicherungsordnung nur zur An- 
wendung, wenn beide Renten zusammen 
den Betrag von 250 Deutsche Mark monat- 
lich übersteigen. 

§ 8 

§ 558 c Abs. 2 Nr. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung wird wie folgt geändert; 

„2. in der Zahlung eines Pflegegeldes von 
75 bis 200 DM monatlich.“ 

§ 9 

Die Vorschriften der §§ 9 und 10 des Ge- 
setzes über Zulagen und Mindestleistungen 
in ider gesetzlichen Unfallversicherung und 
zur Überleitung des Unfallversicherungs- 
rechtes im Lande Berlin gelten entsprechend. 

§ 10 

Artikel 3 § 3 Abs. 1 letzter Halbsatz des 
Fünften Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 17. Februar 1939 
(Reichsgesetzlbl. I S. 267) wird aufgehoben. 

§ 11 

(1) § 564 Abs. 3 der Reidisversicherungs- 
ordinung erhält folgende Fassung: 


„(3) Als Erwerbseinkommen aus land- 
unid forstwirtschaftlicher Betätigung gilt 
der durchschnittliche J ahresarbeitsver- 
dienst gemäß §§ 932 ff., wenn der Ver- 
letzte zu dem Personenkreis gehört, für 
den Jahresarbeitsverdienste festgesetzt 
werden.“ 

(2) § 932 der Reichsversicherungsordnung 
erhält folgende Fassung: 

4 932 

Die Jahresarbeitsverdienste der Arbeit- 
nehmer werden nach §§ 563 ff. berech- 
net. Für alle übrigen Versicherten wer- 
den als Jahresarbeitsverdienst Durch- 
schnittssätze (§§ 933 bis 942) festgesetzt.“ 

(3) In § 934 der Reichsversicherungsord- 
nung wird Satz 3 gestrichen. 

(4) § 941 Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung wird gestrichen. 

§ 12 

Die Leis tungs Verbesserungen nach diesem 
Gesetz werden mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1956 an gewährt. Vom gleichen Zeit- 
punkt an kommen die Zuschläge und Zu- 
lagen auf Grund des Gesetzes über Verbesse- 
rungen der gesetzlichen Unfallversicherung 
vom 10. August 1949 (WiGBl. S. 251) und 
des Gesetzes über Zulagen und Mindest- 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung und zur Überleitung des Unfallver- 
sicherungsrechtes im Lande Berlin in Fort- 
fall. 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1956 in 
Kraft. 


Bonn, den 1. Februar 1956 


Ollenhauer und Fraktion 
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